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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie ersucht den federführenden Haushaltsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1.
hält die vom Rat gegenüber dem Haushaltsplanentwurf 2015 der Kommission vorgeschlagenen erheblichen Kürzungen für sehr besorgniserregend, insbesondere in so wesentlichen Bereichen wie Innovation, auch in sozialer Hinsicht, Forschung, Raumfahrt, Infrastrukturen, KMU und Energie, vor allem Energieversorgungssicherheit, die umfangreiche Investitionen in Energieinfrastrukturen, Energieeffizienz,  Verbundnetze und die Produktion erneuerbarer Energien erfordert; ist überzeugt, dass es, um die Wirtschaftskrise so rasch wie möglich zu überwinden, an der Zeit ist, statt Mittelkürzungen eine umfangreiche und mutige Mittelerhöhung über den von der Kommission vorgeschlagenen Haushaltsplanentwurf hinaus vorzunehmen; vertritt die Auffassung, dass die vorgeschlagenen Kürzungen Wettbewerbsfähigkeit und Wachstum in der EU beeinträchtigen könnten;

2.
sieht mit Sorge, dass nun bereits beträchtliche Beträge für Zahlungen, denen der Rat zuvor in den MFR-Verhandlungen zugestimmt hatte, im Haushaltsplan 2015 fehlen und die vorgeschlagenen Kürzungen die Lage weiter verschärfen werden, wodurch die Kapazität der EU-Programme, angemessen zu funktionieren, gefährdet wird; betont, dass alle geeigneten Maßnahmen ergriffen werden sollten, um die rechtlichen Verpflichtungen der Union zu erfüllen und Verzögerungen bei Zahlungen an wichtige Beteiligte wie Forscher, Hochschulen, KMU und Unternehmer zu vermeiden; fordert daher eine vollständige Wiedereinsetzung des Haushaltsplanentwurfs der Kommission und eine Mittelaufstockung in den für die Wettbewerbsfähigkeit, die Nachhaltigkeit, das Wachstum und die Schaffung von Arbeitsplätzen strategisch wichtigen Bereichen;

3.
ist erstaunt, dass die Staats- und Regierungschefs auf jedem Gipfeltreffen stets die Bedeutung des EU-Haushalts für Wachstum und Schaffung von Arbeitsplätzen betonen, während gleichzeitig der Rat den EU-Haushalt in genau diesen Bereichen beständig kürzt; weist den Rat darauf hin, dass im Rahmen der MFR-Verhandlungen vereinbart wurde, die Mittel für eine Reihe von Programmen früher bereitzustellen; ist überzeugt, dass die umfangreichen Kürzungen der Mittel für Verpflichtungen und Zahlungen in Rubrik 1a im Widerspruch zu dem im MFR vereinbarten Kompromiss stehen;

4.
ist alarmiert, dass der Rat in Rubrik 1a die Mittel für Verpflichtungen um 1,85 % und die Mittel für Zahlungen um 8,57 % kürzt; hält diese Kürzungen für völlig inakzeptabel, da die Margen des MFR umfassend genutzt werden sollten, um die Erholung der Wirtschaft zu unterstützen und alle ausstehenden Rechnungen an die Empfänger zu zahlen;

5.
hält es für unbedingt geboten, Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere Unternehmen (KKMU) stärker zu unterstützen, auf die in der Union 99 % des Unternehmensgefüges und 80 % der Arbeitsplätze entfallen, um deren Wettbewerbsfähigkeit im Sinn der Ausgewogenheit in der Unternehmenswelt zu stärken, die Auswirkungen der Marktbeherrschung durch Großunternehmen und Konzerne zu minimieren, die Unternehmenskultur zu stimulieren und die Gründung und Aufwärtsentwicklung von KMU zu begünstigen;  

6.
befürwortet die Aufstockung der Haushaltslinien, mit denen der Zugang von KKMU und Genossenschaften zu Finanzhilfen erleichtert wird, wozu auch gehört, dass 40 % der Mittel der betreffenden Haushaltslinien für Direktzahlungen zweckgebunden werden, um ein solides Wachstum und eine nachhaltige Entwicklung von KKMU und Genossenschaften zu fördern, und zwar mit dem Ziel, zum einen die Steigerung der Kosten von Produktionsfaktoren zu bewältigen und zum anderen den Ausbau der Wissensgesellschaft und die auf ein ausgewogenes Wachstum gestützte Wirtschaftsentwicklung abzusichern, vor allem in den Mitgliedstaaten, in denen die Krise in großem Umfang die Schließung von KKMU zur Folge hatte; 

7.
betont, dass die Kluft zwischen den als „exzellent“ eingestuften Einrichtungen und den anderen verringert werden muss, sodass Wissenschaft und Forschung auch auf der Ebene derjenigen Institutionen gefördert werden, die zwar nicht als „exzellent“ gelten, sich aber auf dem Weg dahin befinden oder diesen Weg in Zusammenarbeit mit anderen, bereits als „exzellent“ geltenden Einrichtungen eingeschlagen haben; vertritt die Auffassung, dass es eine ausgewogenere Verteilung der Mittel des Programms Horizont 2020 auf die Mitgliedstaaten anzustreben gilt, um gegenüber den früheren Forschungsrahmenprogrammen eine Verbesserung zu erreichen;

8.
weist darauf hin, dass mehrjährige Programme wie Horizont 2020, COSME, CEF und EaSI von entscheidender Bedeutung für die Verwirklichung der Ziele der Strategie Europa 2020 und somit für die Gewährleistung eines stetigen Wachstums in der EU sind; ist der Ansicht, dass ein ordnungsgemäßes Funktionieren der Programme auch für die effiziente Ausschöpfung der Mittel des gesamten MFR wesentlich ist; weist darauf hin, dass sich mehrere der entscheidenden Programme noch in der Anfangsphase befinden und dass ihre Weiterentwicklung beschleunigt werden sollte; hebt den Mehrwert hervor, den die EU-Programme erbringen können; ist der Ansicht, dass der Haushaltsplan 2015 für den Erfolg der neuen mehrjährigen Programme für den Zeitraum 2014-2020 entscheidend sein wird; unterstreicht, dass der Haushaltsplan 2015 daher alle notwendigen Maßnahmen vorsehen sollte, einschließlich frühzeitiger Investitionen durch eine vorgezogene Mittelbereitstellung, um sicherzustellen, dass die Programme ohne weitere Verzögerung uneingeschränkt funktionieren;

9.
unterstreicht die Rolle der Innovationstätigkeiten der KMU als Motor der wirtschaftlichen Erholung der EU; erwartet, dass die Kommission ihre rechtlichen und finanziellen Verpflichtungen in Bezug auf das KMU-Instrument im Rahmen von Horizont 2020 einhält, und fordert den Rat auf, dies durch die Bereitstellung angemessener Mittel zu ermöglichen; fordert die Kommission auf, ab 2016 eine eigene Haushaltslinie für das KMU-Instrument zu schaffen, um eine transparentere Haushaltsüberwachung und -kontrolle zu erlauben und für seine Anwendung einen tatsächlich basisorientierten Ansatz sicherzustellen;

10.
betont die Bedeutung wichtiger europäischer Raumfahrtprogramme wie Galileo und Copernicus als Impulsgeber für Innovation, Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit sowie künftige Erbringer von täglichen Dienstleistungen für die Bürger der EU; verweist auf das große Potenzial des Raumfahrtsektors für KMU;

11.
vertritt die Auffassung, dass die Umsetzung der Strategie Europa 2020, die für das Erreichen der Klimaziele der EU wesentlich ist und gleichzeitig Wachstum und Arbeitsplätze in den Bereichen erneuerbare Energien und Technologien mit geringen CO2-Emissionen fördert, eine bessere wirtschaftspolitische Steuerung und engere Absprachen zwischen der EU, den Mitgliedstaaten und den Regionen sowie eine Konsultation von Vertretern der Gremien von Industrie und Forschung erfordert; verlangt eine möglichst weitreichende Synergie zwischen EU-Mitteln und industrierelevanten und flexiblen -Finanzinstrumenten sowie zwischen europäischen und nationalen Ausgaben;

12.
weist darauf hin, dass die Reindustrialisierung, die Wettbewerbsfähigkeit mit sozialer Inklusion und Nachhaltigkeit kombiniert, für Wachstums- und Beschäftigungsförderung wesentlich ist und dass bis 2020 ein Anteil der Industrie am BIP in Höhe von 20 % erreicht werden sollte, wozu das Unternehmensumfeld, insbesondere für KMU, verbessert und die Entwicklung einer starken und nachhaltigen industriellen Basis, die weltweit konkurrenzfähig ist, unterstützt werden muss; weist darauf hin, dass die EU-Mittel dazu beitragen können, die Investitionen in die europäische Industrie aufrechtzuerhalten, um die Reindustrialisierung und Erholung in Europa zu fördern, weshalb weitere Kürzungen der Investitionen in Forschung, Innovation und Infrastrukturen für die europäische Industrie die wirtschaftliche Erholung der EU erheblich verlangsamen würden; 

13.
 unterstreicht die Bedeutung von erneuerbaren Energien und Technologien mit geringen CO2-Emissionen und hoher Ressourceneffizienz, wodurch Europa eine Spitzenposition in Forschung und Innovation sowie der Produktion solcher Technologien ermöglicht und gleichzeitig auf lange Sicht die Wettbewerbsfähigkeit Europas gestärkt wird; unterstreicht, wie wichtig es ist, ausreichende Investitionen in die oben genannten Technologien zu tätigen, um zur Bekämpfung des Klimawandels beizutragen, was auch einen Beitrag dazu leisten wird, in Europa neue nachhaltige Unternehmen und hochwertige gut bezahlte Arbeitsplätze in Bereichen, die ein hohes Wachstum verzeichnen, zu schaffen;

14.
begrüßt das von der Kommission am 2. Juli 2014 veröffentlichte Maßnahmenpaket zur Kreislaufwirtschaft
; fordert die Bereitstellung angemessener Ressourcen für die Umsetzung der betreffenden Maßnahmen;

15.
fordert eine angemessene Finanzierung aller relevanten EU-Gremien, die zur Wettbewerbsfähigkeit und zum Wachstum in Europa beitragen, z.B. des Europäischen Innovations- und Technologieinstituts sowie der Exekutivagenturen, damit sie die ihnen von der Gesetzgebungsbehörde übertragenen Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen können.
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